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Verkündet am
28° April 4965

I m N a m e n d e s V o 1 k e 3

In dem Rechtsstreit

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 5. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlungvom 28‚ April 19659 an der
“ mitgewirkt haben

Senatspräsident Prof. Dr. B o g 3
als Vorsitzender?

die Bundesrichter Dr° L a n g k e'i t
und Dr° S c h u b e r t

‚sowie '

die Bundessozialrichter L e p i n s k i-

und ' Dr. F e t z e r
als ehrenamtliche Richter?

‚für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des

schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom
2A„ November 1961 wird zurückgewiesen°

Kosten sinénicht zu erstatten°

Von Rechts wegen.
,
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‘Die Klägerin ist verheiratet° Ihr Ehemann iSt der Postober—

schaffner F;:r;r■x■rK133213‘(Besoldungsgruppe A 5)„ Er ist

_seit 4944 Mitglied der Postbeamtenkrankenkasse (PBeaKK) in

der Gruppe A‚ Die PBeaKK ist eine Wohlfahrtseinrichtung der

Deutschen Bundespost (DER) in der Form einer Körperschaft

des öffentlichen Rechts‚ der Postbedienstete beitreten kön—

nen(} soweit sie nicht nach der Reichsversicherungsordnung

(RVG) krahkenversicherungspflichtig sindo F 1133313:K11333i
hat seine Ehefrau zur Nitversicherung angemeldet9 wodurch

sich sein Beitrag zunächst um monatlich 4780 DM steigerte°

Später hat sich dieser Zuschlag noch erhöht°

Die Klägerin bezieht seit dem1„ Oktober 4959 von der be-
klagten Landesversicherungsanstalt (LVA) Rente wegen Er—
werbsunfähigkeit. Am 45. April 4960 beantragte sie? ihr

einen Beitragszuschuß nach 5 584 Abs‚ 4 RVG zu gewährer;
Mit Bescheid vom 44° Juli 4960 lehnte die Beklagte den An—

trag mit der Begründung ab? die Klägerin sei weder freiwil“

liges Mitglied in der gesetzlichen Krankenversicherung (KrV)„

noch sei sie bei einem privaten Krankenversicherungsunter«

nehmen versichert° Sie erhalte Krankenversicherungsschutz

als mitversicherte Angehörige aus der KrV ihres Ehemannes
bei der PBeaKK° Die Mitversicherung in der KrV ihres Ehe—

mannes könne nicht als freiwillige KrV des Rentenempfängers

im Sinne des 5 584 Abs° 4 RVG angesehen werden„« » '

Hiergegen hat die Klägerin rechtzeitig Klage beim Sozial—

gericht (SG) Schleswig erhoben und zur Begründung geltend

gemacht‚ ihrer Auffassung nach seien die Voraussetzungen

des % 584 Abs. 4 RVG erfüllt. Sie beziehe eine Rente und
seifreiwilliges Mitglied bei einem privaten Versicherungs—

unternehmen‚ Dies ergebe sich aus den 55 6 und 7 der Satzung
der PBeaKK9 wonach die Familienzugehörigkeit allein keine

Mitversicherung auslöse9 sondern.erst eine besondere Anmel—
dung und die damit verbundene erhöhte Beitragsleistung°
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Das SG Schleswig hat durch Urteil vom 24‚ Mai 1961 antrags-
gemäß den Bescheid vom 14„ Juli 1960 aufgehoben und die Be-
klagte verurteilt9 der Klägerin ab 1° April 1960 den Aus—
gleichsbetrag für die KrV der Rentner nach 5 581 Abs. 4 EVO

“zu gewähren. Das Gesetz (@ 581 Abs. 4 Satz 2 RVG) fordere

entgegen der Auffassung der Beklagten nicht eine eigene

freiwillige Mitgliedschaft bei einem privaten Versicherungsé

unternehmen? es genüge vielmehr? daß der Rentner? ohne sebst

Ansprüche zu haben? überhaupt bei einem solchen Unternehmen

gegen Krankheit versichert sei„ Das sei bei der Klägerin der

Fall; nach der Satzung der PBeaKK bedürfe es zu ihrer Mit—v

versicherung einer besonderen Anmeldung und einer Zusätz—

lichen Beitragsleistung. In solchen Fällen müsse der Renten-
empfähger als Versicherter i„S° des @ 381 Abs° 4 RVO angese-
hen werden.

‘ ‚(
ET ‘

Auf die Berufung der Beklagten hat das Schleswig—Holstei—

nische Landessozialgericht (LSG) das angefochtene Urteil

aufgehoben und die Klage abgewiesen. Es legt zunächst dar9

daß die Klägerin zu dem in $ 581 Abs° 4 RVO genannten Per—

sonenkreis gehört? weil sie seit dem 1° Oktober 1959 Rente

bezieht und mangels ein—er Vorversicherungszeit in der ge-
setzlichen KrV nicht der Krankenversicheruhgspflicht nach

5 165 Abs° 1 Nr. 5 oder 4 RVO unterliegt° Es führt sodann

weiter aus? 5 581 Abs. 4 Satz 1 BVD kommedeswegen nicht in
Betracht? weil die Klägerin nicht freiwillig der gesetz—

lichen KrV angehöre. Der Versicherungsschutz, den die Kläge—

rin über die Mitversicherung durch ihren Ehemann bei der
VPBeaKK genieße9 stelle sich vielmehr9 wie das Bundessozial—

gericht (BSG) bereits entschieden habev rechtlich gesehen
als solcher bei einem privaten Versicherungsunternehmen i.S.

des 5 581 Abs. 4 Satz 2 BVD dar (BSG 149 1169 118)° Gleich— '

wohl sei die Klage nicht begründet„ Als bei einem privaten
Versicherungsunternehmen i.S. der genannten Vorschrift ver—
eichert könne nur derjenige angesehen werden‚ der aus eige-

ner Mitgliedschaft und damit aus eigenem Recht AnSprüche
\
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!

gegen den Versicherer habe" Das sei im Falle der Klägerin
ausschließlich ihr Ehemann? der nach der Satzung der PBeaKK

allein Beitragsschuldner (@ 7) und Anspruchsberechtigter_

(5.8) Seic '” '"' JA

Dagegen hat die Klägerin die vom LSG zugelassene Revision

eingelegt mit dem Antragg.‚ ' ' —

das Urteil des LSG Schleswig—Holstein

vom 24„ Novemer 4964 aufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil

SG Schleswig vom 24‚ Mai 4964 zurückzuweisen.

Gerügt wird unrichtige Anwendung des 5 584 Abs. 4 RVO° Zwar

habe sich das BSG inzwischen der Auffassung der Beklagten

angeschlossen und ausgesprochen9 die Mitversicherung einer

Rentnerin als Familienangehörige bei der PBeaKK begründe

keinen Anspruch auf einen Beitragszuschuß nach 5 384 Abs° 4

Satz 2 BVD (BSG 20„ 159)° Dieser Entscheidung könne jedoch
nicht gefolgt werden‚ Es müsse nochmals darauf hingewiesen

werden? daß die Angehörigen der Postbediensteten in den

Versicherungsschutz bei der PBeaKK nicht automatisch kraft

Satzung einbezogen würden9 sondern lediglich auf Antrag und

gegen einen erhöhten Beitrag° Dabei könnten zudem bei mitver

sicherten Familienangehörigen Vorerkrankungen von der Lei-

stungspflicht ausgeschlossen werden„ Darüber hinaus könne

die Versicherung der nachgeheirateten9 über 50 Jahre alten

Ehefrau von einem amtsärztlichen Gesundheitszeugnis abhängig

gemacht und je nach Befund sogar ganz abgelehnt werden. Die

ANitversi0herung bpi der PBeRKK sei also wesentlich anders ge“

staltet als die Mitversicherung z„B° nach 5 205 EVO°Ferner
sei das Beitragssystem zwar nur auf dem Unterschied zwischen

Mitgliedern mit und ohne mitversicherte Angehörige aufgebaut„

dennoch sei die Feststellung in BSG 209 4599 464 nicht rich“

tig? daß bei der Mitversicberu wn„.Eam■lienal ""
cl„i„„cl „% „ iiic„ Ag JA.(D 2 (D ?|. 09 (D > ‚. _!

der PBe3KK der Beitrag unabhängig von der Zahl der mitver—

sicherten Familienangehörigen sei° Hierbei sei verkannt9 daß,

, —5 _
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durch das Hinzutreten von Familienangehörigen ein Vorteil
_

zugunsten der Kasse eintreté° Er entstehe durch die Anhebung des
bea5tenrechtlichen Beihilfebemessungssatzes und die dadurch sich“

verringanden Leistungen der PBeaKK„ Selbst die Beiträge der Hit—

glieder für ihre Angehörigen seien damit echte Gegenlei— -ih—';

sturoen Iür die satzungsmäßigen Leistungen° Da die DBP den gesai.
ten Personal— und Sachaufwand der PBeaKK trage‚ würden

die Beitragseinnahmen ausschließlich zur Gewährung der

satzungsgemäßen Leistungen verwandt. Dabei bringe es ledig—

lich die besondere Ausgestaltung des Beitragssystems der

PBeaKK mit sich, daß der Beitragsanteil für einen mitver—
sicherten Angehörigen u.U„ sehr gering sein könne: Die Aus-

gaben würden nach dem Gesichtspunkt des sozialen Ausgleichs

durch die Beiträge aller Mitglieder gedeckt. Unter diesen

Umständen sei die weitere Feststellung in BSG 209 4599

daß es sich bei dem geringen Beitragsanteil für die Mitver—

sicherung nur um eine Art Anerkennungs- und Verwaltungs—

gebühr handele? ebenfalls nicht richtig. Nach alledem er—
folge die Mitversicherung der Angehörigen in der PBeaKK

durchaus im Rahmen eines gegenseitigen entgeltlichen Ver—

sicherungsverhältnisses„ ] '!V

Die beklagte LVA beantragt‚

die
Revision'zurüc‘kzuweisen°

Sie bringt zunächst vor9 wegen der auf Grund des 5 79 des
Bündesbéamtengesetzes(BBG) idF vom’I.‚ Oktober 4964 (BGBl I
1804) geleisteten erheblichen Zuschüsse der DBP an die PBeaKK

könne dieses nicht als privates Versicherungsunternehmen i.S°

des @ 584 Abs° 4 Satz 2 RVG angesehen werden° Abgesehen
hiervon werde die Mitversicherung der Angehörigen in der

PBeaKK auch nicht versicherungsmäßig durchgeführt9 es fehle
insbesondere an leistungsgerechten Prämien, so daß eine ech—

te Versicherung9 wie sie sonst in der privaten Krankenver—

sicherung üblich sei9 nicht vorliege
\
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II.

Die Revision ist nicht begründet;

IÄllerdings kann das Klagebegehren nicht schon daran sehéitern

daß die PBeKK, wie die Beklagte meint, überhaupt kein privaäg
tes Versieherungsunternehmen i.S° des % 384 Abs„ 4 satz 2

RVG sei. In BSG 44‚ 446, 448 hat der Senat bereits ausre—
sprochen, daß das Wort “privat" hier nicht im Hinblick auf

die Rechtsform des Versieherungsunternehmens zu verstehen

ist9 sondern allein als Unterscheidungsmerkmal gegenüber den

gesetzlichen Krankenversieherungsträgern° Zu den privaten

Versieherungsunternehmen im Sinne der genannten Vorschrift

sind daher sowohl die Krankenversorgung der Bundesbahnbeamw

ten (BSG aaO) als auch die PBeaKK zu rechnen„ Unerheblieh

ist9 daß die DBP an die in der Gruppe A der PBeaKK versicherv

ten Postbediensteten in der Regel keine Beihilfen nach
@ 79'BBG i„V° mit den beamtehrechtliehen Beihilfevorschrif—

ten (BhV) vom 47° März 4959 idF vom 44„ Januar 4964 (GNBl

4959‚ 468 und 4964„26) zahlt? sondern statt dessen für diese

— ebenso wie die Deutsche Bundesbahn (BBB) allgemein — einen
generellen Zusehuß an ihre Krankenversicherungseinriehtung

leistet9 der sich z„Z„ sogar auf 5 % der Gesamtaufuendungen

der PBeaKK für diesen Mitgliederkreis beläuft (vgl° Sehröder/

Beckmann/Weber? Bundeskomm„ zu den BhV9 5‚ Aufl„ 4960„3An—

hang Nr’ 47 S‚ 546)‚ Nur auf diese Weise können die genannten
öffentlichen Wohlfahrtseinrichtungen einen sehr hohen Ver—

sicherungsschutz gegen besonders günstige Tarife gewähren°

wurde indes die Tatsache einer solchen Zusehußgewährung zur
Versagung des Zusehlages nach 5 584 Abs„ 4 BVG führen müs—

sen‚ so würden insbesondere alle rentenberechtigten Post—

bediensteten9 die der PBeaKK—angehören9 allgemein den dort
vorgesehenen Ausgleichsbetrag nicht erhalten können‚.Eine

derartige Ausnahmestellung für diese Gruppe von Rentnern

war vom Gesetzgeber sicherlich nicht beabsichtigt„

/ _'7_.
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Wie der Senat in BSG 20, 159 bereits dargelegt hat, verlangt

jedoch 5 384 Abs. 4 Satz 2 RVO für die Gewährung des Aus—

gleichsbetrages eine Versicherung des Rentners im Rahmen

eines gegenseitigen„ entgeltliehen Versicherungsverhält-

nisses.Hieran fehlt es bei einer Mitversicherung von Fami-

lienangehörigen bei der PBeaKK. Bedenken gegen die Annahme‚

_
daß die Angehörigen “gegen Krankheit versichert sind"

können schon deshalb bestehen9 weil nach der Satzung der

PBeaKK ausdrücklich nur der Postbedienstete selbst versiche—

rungs— und anspruchsberechtigt sowie andererseits beitrage—

pflichtig ist. Entscheidend ist aber‚ daß für die Familien—

mitglieder keine am Risiko ausgerichteten Beiträge erhoben

werden, da der Mehrbeßrag für die Mitversicherung von An—

gehörigen unabhängig von deren Zahl ist„ An dieser Auf—
fassung des Senats ist trotz der dagegen von der Klägerin

erhobenen Einwendungen festzuhalten. Ihre Ausführungen

über die Höhe der beamtenrechtlichen Beihilfen im Hinblick

auf die Zahl der Angehörigen (die Beihilfen betragen grund—

sätzlich 50 V.H. der beihilfefähigen Aufwendungen, erhöhen

sich indes für jeden Angehörigen um je 5 V.H.‚ höchstens

jedoch um 20 V.H.‚ vgl. Nr. 12 BhV) und ihre Ausführungen
über die Leistungspflicht der PBeaKK (erstattet werden in

der Nitgliedsgruppe B nur die durch die Beihilfen nicht
g%deckten Restbeträge) sind im vorliegenden Rechtsstreit
schon deswegen unbeachtlich, weil sie sich nur auf Mit—

glieder der Gruppe B der PBeaKK beziehen. Der Ehemann der

Klägerin ist dagegen Mitglied der Gruppe A und hat damit

im Ergebnis die gleiche Stellung wie ein in der gesetzli—

chen KrV Versicherter (vgl. Schröder/Beckmann/Weber,

BhV Nr° 45 Anm° ? S. 246), dessen rentenberechtigten Fami—

lienangehörigenv die Familienhilfe nach 5 205 RVG erhal-
ten, auch keinen Anspruch auf den Beitragszuschuß nach
@ 381 Abs. 4 BVD erlangen.— V

_ 8 _
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Somit war der Auffassung des LSG zuzustimmen und die

Revision als'unbegründet zurückzuneisen.“

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 des Sozialge—

richtsgesetzes. 5\ .—«
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